
Satzung der Hoffnungskinder e. V.

§ 1 Name und Sitz

(1) Der  Verein  führt  den  Namen  „Hoffnungskinder“  und  soll  in  das  Vereinsregister 
eingetragen werden; nach der Eintragung führt er den Zusatz „e. V.“.

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Berlin.

(3) Der  Verein  soll  in  das  Vereinsregister  beim  Amtsgericht  Berlin-Charlottenburg 
eingetragen werden.

§ 2 Der Zweck des Vereins

Zweck des Vereins ist  (a)  die Förderung  der Entwicklungszusammenarbeit  sowie  (b)  die 
Förderung  des  Völkerverständigungsgedankens.  Der  Verein  verfolgt  ausschließlich  und 
unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung.

Der  Satzungszweck  (a)  wird  insbesondere  verwirklicht  durch  die  Unterstützung  von 
Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit in Asien mit Schwerpunkt in Myanmar. 

Der Satzungszweck (b) wird insbesondere verwirklicht durch die Durchführung von öffentlich 
zugänglichen Informations- und Bildungsveranstaltungen sowie Publikationen in Deutschland 
zu den vom Verein unterstützen Projekten der Entwicklungszusammenarbeit.

Der Satzungszweck (a) wird im Speziellen verwirklicht durch folgende Maßnahmen:

- Unterstützung und Förderung einer schulischen sowie praktischen Ausbildung für  
Kinder und Jugendliche.

- Bau und Förderung von Schulen, Ausbildungsstätten und Begegnungsstätten.

- Förderung von Begegnungsstätten, die schutzbedürftigen Kindern und Jugendlichen 
Unterkunft, Verpflegung und Bildungsmöglichkeiten bieten.

- Nachhaltige  Verbesserung  von  hygienischen  und  gesundheitlichen  
Lebensbedingungen.

- Unterstützung von Katastrophenopfern.

- Bereitstellung von Mikrokreditprogrammen zur Existenzsicherung.

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

Mittel  des  Vereins  dürfen  nur  für  die  satzungsmäßigen  Zwecke  verwendet  werden.  Die 
Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine 
sonstigen Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, 
die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigt werden.



Alle Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig. Jeder Beschluss über die Änderung 
der Satzung ist vor dessen Anmeldung beim Registergericht  dem zuständigen Finanzamt 
vorzulegen.

§ 3 Mitgliedschaft

(1) Jede natürliche Person, die die Ziele des Vereins unterstützt, kann Mitglied werden. Der 
Antrag auf Aufnahme in den Verein ist an den Vorstand zu richten, der über die Aufnahme 
beschließt. 

(2) Der Mitgliedsbeitrag wird durch die Mitgliederversammlung festgesetzt.

(3) Die Mitgliedschaft endet

a) durch Tod,

b) durch Austritt,

c) durch Streichung in der Mitgliederliste,

d) durch Ausschluss.

Der Austritt aus dem Verein erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand mit 
einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderjahres. 

Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes von der Mitgliederliste gestrichen werden, 
wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Beitrages im Rückstand ist. Die 
Streichung  darf  erst  beschlossen  werden,  nachdem  seit  der  Absendung  des  zweiten 
Mahnschreibens drei Monate verstrichen und die Beitragsschulden nicht beglichen sind. Die 
Streichung ist dem Mitglied mitzuteilen.

Ein  Mitglied  kann,  wenn  es  gegen  die  Vereinsinteressen  gröblich  verstoßen  hat,  durch 
Beschluss  des  Vorstandes  aus  dem  Verein  ausgeschlossen  werden.  Vor  der 
Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung einer angemessenen Frist Gelegenheit zu 
geben, sich persönlich vor dem Vorstand oder schriftlich zu rechtfertigen. Eine schriftliche 
Stellungnahme des Betroffenen ist in der Vorstandssitzung zu verlesen. Der Beschluss über 
den Ausschluss ist  mit  Gründen zu versehen und dem Mitglied  mittels eingeschriebenen 
Briefes  bekannt  zu  machen.  Gegen den Ausschließungsbeschluss  des Vorstandes steht 
dem Mitglied das Recht der Berufung an die Mitgliederversammlung zu. Die Berufung muss 
innerhalb  einer  Frist  von einem Monat  ab Zugang des Ausschließungsbeschlusses  beim 
Vorstand  schriftlich  eingelegt  werden.  Ist  die  Berufung  rechtzeitig  eingelegt,  so  hat  der 
Vorstand innerhalb von zwei Monaten die Mitgliederversammlung zur Entscheidung über die 
Berufung  einzuberufen.  Geschieht  das  nicht,  gilt  der  Ausschließungsbeschluss  als  nicht 
erlassen.  Macht  das  Mitglied  von  dem  Recht  der  Berufung  gegen  den 
Ausschließungsbeschluss  keinen  Gebrauch  oder  versäumt  es  die  Berufungsfrist,  so 
unterwirft es sich damit dem Ausschließungsbeschluss mit der Folge, dass die Mitgliedschaft 
als beendet gilt.



§ 4 Mitgliedsbeitrag

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrages und dessen 
Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung bestimmt. 

§ 5 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind:

a) die Mitgliederversammlung,

b) der Vorstand.

§ 6 Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung besteht aus den Vereinsmitgliedern.

(2) Mindestens  einmal  im  Jahr  findet  eine  ordentliche  Mitgliederversammlung  statt.  Die 
Aufgaben der Mitgliederversammlung sind:

1. die Wahl des Vorstandes,

2. Entscheidung über die Berufung eines ausgeschlossenen Mitglieds,

3. Entgegennahme des Jahresberichtes und der Jahresrechnung,

4. Entlastung des Vorstandes,

5. Wahl des Rechnungsprüfers,

6. Festsetzung der Mitgliedsbeiträge,

7. Änderung der Satzung,

8. Auflösung des Vereins.

(3) Die  Mitgliederversammlung  wird  vom  Vorsitzenden  des  Vorstandes  oder  seinem 
Stellvertreter mit einer Frist von 14 Tagen unter Angabe der Tagesordnung schriftlich oder 
per E-Mail eingeladen. Jedes Mitglied kann bis zum 5. Tage vor der Mitgliederversammlung 
Anträge  zur  Tagesordnung  stellen.  Sie  ist  einzuberufen,  wenn  1/3  der  Mitglieder  dieses 
verlangen. Die Tagesordnung kann durch Mehrheitsbeschluss der Mitgliederversammlung in 
der Sitzung ergänzt oder geändert werden; dies gilt nicht für Satzungsänderungen.

Jede satzungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Zahl der 
erschienen Mitglieder beschlussfähig.  Jedes Mitglied kann sich mit  schriftlicher  Vollmacht 
durch ein anderes Mitglied vertreten lassen.

(4) Der Vorsitzende des Vorstandes oder sein Stellvertreter leiten die Versammlung.

(5) Bei  der  Abstimmung  hat  jedes  Mitglied  eine  Stimme.  Stimmenthaltungen  gelten  als 
ungültige Stimmen.



(6) Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der gültigen 
Stimmen  gefasst.  Beschlüsse  über  Satzungsänderungen  und  Auflösung  des  Vereins 
bedürfen einer 2/3-Mehrheit der gültigen Stimmen. Bei Wahlen ist derjenige gewählt, der die 
meisten Stimmen auf sich vereinigt.

(7) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom 
Sitzungsleiter gegenzuzeichnen ist. Das Protokoll ist in der nächsten Mitgliederversammlung 
zu verlesen und zur Abstimmung zu bringen.

§ 7 Der Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden und seinem Stellvertreter. Der Vorstand wird 
von der  Mitgliederversammlung  auf  die  Dauer  von drei  Jahren,  vom Tage der  Wahl  an 
gerechnet,  gewählt;  er  bleibt  jedoch  bis  zur  Neuwahl  des  Vorstandes  im  Amt.  Eine 
Wiederwahl ist möglich. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vorzeitig, z. B. durch Rücktritt 
oder Tod, aus, ist das Ersatzmitglied des Vorstandes nur für die restliche Amtsdauer des 
Ausgeschiedenen gewählt.

(2) Der Vorstand kann weitere Mitglieder mit beratender Stimme in den Vorstand bestellen. 
Diese  sind  berechtigt,  an  den  Sitzungen  des  Vorstands  mit  beratender  Stimme 
teilzunehmen. 

(3) Die Mitglieder sind ehrenamtlich tätig. Sie erhalten keine Vergütungen. Auslagen können 
aber erstattet werden, soweit diese nicht den Rahmen des Üblichen übersteigen.

(4) Der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vertritt den Verein i.S. des BGB gerichtlich und 
außergerichtlich. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zur Vertretung des Vereins berechtigt. 
Im  Innenverhältnis  ist  der  Stellvertreter  gegenüber  dem  Verein  verpflichtet,  das 
Vorstandsamt nur bei Verhinderung des Vorsitzenden auszuüben.

(5) Der Vorstand entscheidet im Konsens. Bei Nichtübereinstimmung gibt die Stimme des 
Vorsitzenden den Ausschlag.

(6) Dem  Vorstand  obliegt  die  Leitung  des  Vereins,  die  Ausführung  der  Beschlüsse  der 
Mitgliederversammlung und die Verwaltung des Vereinsvermögens. Darüber hinaus ist der 
Vorstand  für  alle  weiteren  Vereinsangelegenheiten  zuständig,  die  nicht  durch  Satzung 
ausdrücklich der Mitgliederversammlung zugewiesen sind.

(7) Der Vorsitzende ruft bei Bedarf eine Vorstandssitzung unter Angabe der Tagesordnung 
ein. Er leitet die Vorstandssitzung. Über die Sitzungen ist ein Protokoll anzufertigen und von 
dem Vorsitzenden zu unterschreiben.

§ 8 Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 9 Auflösung des Vereins



Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall des steuerbegünstigten Zwecks fällt sein Vermö-
gen an eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die Förderung 
der Entwicklungszusammenarbeit (§ 52, Abs. 2, Nr. 15 AO). Die Mitgliederversammlung 
beschließt, welcher steuerbegünstigten Körperschaft das Vereinsvermögen zufällt.

Alle Beschlüsse über die Verwendung des Vereinsvermögens im Falle der Auflösung oder 
Aufhebung  sind  vor  Inkrafttreten  dem  zuständigen  Finanzamt  zum  Einverständnis 
vorzulegen.

Die vorstehende Satzung wurde in der Gründungsversammlung vom 1.  September 2012 
errichtet und am 15. Mai 2013 per Mitgliederbeschluss geändert.


